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Es gibt nur eine Sünde, die gegen die ganze Menschheit mit allen ihren Geschlechtern be-
gangen werden kann, und dies ist die Verfälschung der Geschichte. 
Christian Friedrich Hebbel (1813-1863, deutscher Dichter) 

Gründung der Bundesrepublik Deutschland 
Der Parlamentarische Rat stellte am 23. Mai 1949 in einer öffentlichen Sitzung fest, daß das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland vom 16. bis 22. Mai 1949 durch die Volksver-
tretungen von mehr als zwei Dritteln der beteiligten westdeutschen Länder - Ausnahme: Bay-
ern - angenommen und damit die Bundesrepublik Deutschland gemäß Artikel 144 GG als par-
lamentarischer Staat gegründet worden sei. 
Die feierliche Einleitung des Grundgesetzes lautete (x067/226): >>Im Bewußtsein seiner Ver-
antwortung vor Gott und den Menschen, von dem Willen beseelt, seine nationale und staatli-
che Einheit zu wahren und als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frie-
den der Welt zu dienen, hat das deutsche Volk in den Ländern Baden, Bayern, Bremen, Ham-
burg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, 
Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern, um dem staatlichen Leben für eine 
Übergangszeit eine neue Ordnung zu geben, kraft seiner verfassungsgebenden Gewalt dieses 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland beschlossen.  
Es hat auch für jene Deutschen gehandelt, denen mitzuwirken versagt war. Das gesamte deut-
sche Volk bleibt aufgefordert, in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutsch-
lands zu vollenden.<<  
Der SPD-Abgeordnete Carlo Schmid, einer der sogenannten "Väter" des deutschen Grundge-
setzes, schrieb damals über den letzten Satz der Präambel (x024/226-227): >>Dieser letzte 
Satz der Präambel ist ein unverjährbarer Auftrag, dem sich alle deutsche Politik zu unterwer-
fen hat. Das Grundgesetz hat es also ausdrücklich vermieden, irgend etwas aufzunehmen, aus 
dem der Schluß gezogen werden könnte, es sei von einer eigenen westdeutschen Staatsnation 
ausgegangen.<<  
Der deutsche Historiker Hermann Graml schrieb später über das "Wiedervereinigungsgebot" 
in der Präambel des Grundgesetzes (x073/233-234): >>Es existierte doch immer noch ein un-
gebrochenes Nationalgefühl ...  
Die Vorstellung, die Nation könne dauernd oder auch nur längere Zeit getrennt bleiben, er-
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schien unter dem Einfluß des Bewußtseins der Zusammengehörigkeit nach wie vor nahezu 
allen Westdeutschen nicht allein als unerträglich, sondern als absurd.  
Daher wurde die Bundesrepublik, obwohl und weil ihre Gründung, die Spaltung der Nation 
gerade so recht sichtbar gemacht hatte, notwendigerweise - auch von der Regierung und ihrem 
Kanzler - als Provisorium verstanden, ihre Wiedervereinigung mit der vorerst draußen geblie-
benen SBZ zu einem mit Selbstverständlichkeit proklamierten Ziel deutscher Politik.<<  
Obwohl das deutsche Volk völkerrechtlich als Staatsvolk erhalten geblieben war, erfolgte da-
mals keine Volksabstimmung über die Annahme des Grundgesetzes, so daß das Grundgesetz 
am 23. Mai 1949 ohne die direkte demokratische Beteiligung des deutschen Volkes in Kraft 
trat.  

 
Abb. 78 (x090/309): Gründung der Bundesrepublik Deutschland durch das von den Länder-
parlamenten ratifizierte Grundgesetz in Bonn am 23 Mai 1949. 
Wahrscheinlich war es kein Zufall, daß das Grundgesetz am 23. Mai 1949 in Kraft trat, denn 
am 23. Mai 1945 wurde die "Geschäftsführende Zentralregierung des Deutschen Reiches" 
völkerrechtswidrig abgesetzt, verhaftet und "als Kriegsgefangene" inhaftiert. Sämtliche Mit-
glieder der letzten deutschen Reichsregierung und des Oberkommandos der Wehrmacht, die 
sogenannte "Dönitz-Clique" wurden am 23. Mai 1945 auf Weisung General Eisenhowers in 
Flensburg-Mürwik verhaftet und "als Kriegsgefangene" interniert. 
Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wurde nicht aufgrund des Selbstbestim-
mungsrechtes des deutschen Volkes erlassen, wie es in der Präambel hieß, sondern das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wurde formalrechtlich infolge eines gemeinsa-
men Aktes der Militärgouverneure der drei Westmächte (als oberste Befehlshaber und Inhaber 
der obersten Gewalt in ihren Besatzungszonen) in Kraft gesetzt. Das Grundgesetz mußte den 
Besatzungsmächten zur Genehmigung vorgelegt werden.  
Das deutsche Grundgesetz, in dem zahlreiche "Sonderwünsche" bzw. Forderungen der West-
mächte berücksichtigt werden mußten, sollte im Hinblick auf Mittel- und Ostdeutschland nur 
für "eine Übergangszeit" gelten. Bis zum heutigen Tag erfolgte jedoch keine Volksabstim-
mung über die Annahme des Grundgesetzes. 
Die Urfassung des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 enthielt 
wesentliche Beschränkungen deutscher Hoheitsrechte. Auswärtige Beziehungen, Wirtschafts-
politik, Legislative, Exekutive, Gerichtsbarkeit waren Einschränkungen unterworfen: In Not-
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standssituationen konnten die Besatzungsmächte wieder die volle Hoheit übernehmen. Ver-
fassungsänderungen mußten genehmigt werden.  
Die eigentliche Verfassung der Bundesrepublik Deutschland war zunächst das sogenannte 
Besatzungsstatut der westlichen Siegermächte.  
Am 14. August 1949 fand in den 3 Westzonen die 1. Bundestagswahl der Bundesrepublik 
Deutschland statt (x089/82): >>CDU/CSU = 31 %, SPD = 29,2 %, FDP = 11,9 %, KPD = 5,7 
%, DP = 4 %, Sonstige = 19,2 %.<< 
Konrad Adenauer wurde am 15. September 1949 zum Bundeskanzler gewählt. Bundeskanzler 
Adenauer bildete daraufhin noch am selben Tag eine Koalitionsregierung aus CDU/CSU, FDP 
und DP. 
Bundeskanzler Adenauer berichtete während der Regierungserklärung am 20. September 1949 
über die Konstituierung der Bundesregierung und das Besatzungsstatut (x973/…): >>Meine 
Damen und meine Herren! Das Werden des neuen Deutschlands hat sich nach den langen 
Verhandlungen im Parlamentarischen Rat und den Wahlen zum Bundestag am 14. August mit 
großer Schnelligkeit vollzogen. 
Am 7. September haben sich der Bundestag und der Bundesrat konstituiert; am 12. September 
hat der Bundestag den Bundespräsidenten gewählt, am 15. September den Bundeskanzler. Der 
Bundespräsident hat mich daraufhin am gleichen Tage zum Bundeskanzler ernannt. Heute, am 
20. September, hat er auf meinen Vorschlag die Bundesminister ernannt. 
Mit der Konstituierung der Bundesregierung, die am heutigen Tage erfolgt ist, ist auch das 
Besatzungsstatut in Kraft getreten. Wenn auch die Zuständigkeit des Bundestags und der 
Bundesregierung durch das Besatzungsstatut beschränkt ist, so darf uns doch diese Entwick-
lung, dieses Werden des deutschen Kernstaates mit Freude erfüllen. 
Der Fortschritt gegenüber den Verhältnissen, die seit 1945 bei uns bestanden, auch gegenüber 
den Zuständen des nationalsozialistischen Reichs, ist groß. Zwar müssen wir uns immer be-
wußt sein, daß Deutschland und das deutsche Volk noch nicht frei sind, daß es noch nicht 
gleichberechtigt neben den anderen Völkern steht, daß es - und das ist besonders schmerzlich 
- in zwei Teile zerrissen ist. Aber wir erfreuen uns doch einer wenigstens relativen staatlichen 
Freiheit. Unsere Wirtschaft ist im Aufstieg. Wir haben vor allem aber wieder den Schutz der 
Persönlichkeitsrechte.  
Niemand kann bei uns, wie das im nationalsozialistischen Reich der Fall war und wie es jetzt 
noch in weiten Teilen Deutschlands, in der Ostzone, zu unserem Bedauern der Fall ist, durch 
Geheime Staatspolizei oder ähnliche Einrichtungen der Freiheit und des Lebens beraubt wer-
den. Diese Güter: Rechtsschutz, Schutz der persönlichen Freiheit, die wir lange Jahre nicht 
besaßen, sind so kostbar, daß wir trotz allem, was uns noch fehlt, uns darüber freuen müssen, 
daß wir diese Persönlichkeitsrechte wieder besitzen. … 
Unter den Bundesministerien fehlt ein Außenministerium. Ich habe auch nicht den an mich 
herangetragenen Wünschen stattgegeben, ein Ministerium für zwischenstaatliche Beziehungen 
einzurichten. Ich habe das deshalb nicht getan, weil nach dem Besatzungsstatut die auswärti-
gen Angelegenheiten unter Einschluß internationaler Abkommen, die von Deutschland oder 
im Namen Deutschlands abgeschlossen werden, Sache der Alliierten Hohen Kommission für 
die drei Zonen sind.  
Wenn wir demnach auch kein Ministerium des Auswärtigen haben, so bedeutet das keines-
wegs, daß wir damit auf jede Betätigung auf diesem Gebiete Verzicht leisten. Das Paradoxe 
unserer Lage ist ja, daß, obgleich die auswärtigen Angelegenheiten Deutschlands von der Ho-
hen Alliierten Kommission wahrgenommen werden, jede Tätigkeit der Bundesregierung oder 
des Bundesparlaments auch in inneren Angelegenheiten Deutschlands irgendwie eine auslän-
dische Beziehung in sich schließt. Deutschland ist infolge Besatzung, Ruhrstatut, Marshall-
Plan usw. enger mit dem Ausland verflochten als jemals zuvor. 



 4 

(Abgeordneter Renner: "Verflochten" ist gut!) 
Diese Angelegenheiten werden in einem im Bundeskanzleramt zu errichtenden Staatssekreta-
riat zusammengefaßt werden. Davon abgesehen glaube ich, daß die Hohen Kommissare infol-
ge der großen Verantwortung, die sie tragen, keine wichtige Entscheidung in deutschen aus-
ländischen Angelegenheiten treffen werden, ohne mit der Bundesregierung vorher Fühlung 
genommen zu haben. Die Erfahrung, die ich in den wenigen Tagen meiner Amtstätigkeit ge-
macht habe, berechtigt mich durchaus zu dieser Annahme. … 
Ich bin überzeugt: wenn, wie es in dem Besatzungsstatut vorgesehen ist, nach 12 Monaten und 
auf jeden Fall innerhalb von 18 Monaten nach Inkrafttreten des Statuts die Besatzungsmächte 
seine Bestimmungen im Lichte der Erfahrungen prüfen, die sie inzwischen gemacht haben, 
werden die Mächte sicher zu dem Ergebnis kommen, daß es möglich sein wird, die Zustän-
digkeit der deutschen Behörden auf den Gebieten der Legislative, der Exekutive und der Justiz 
weiter auszudehnen. 
Und nun, meine Damen und Herren, lassen Sie mich ein Wort über unsere Stellung zum Be-
satzungsstatut sagen! Das Besatzungsstatut ist alles andere als ein Ideal. Es ist ein Fortschritt 
gegenüber dem rechtlosen Zustand, in dem wir bis zum Inkrafttreten des Besatzungsstatuts 
gelebt haben. Es gibt aber keinen andern Weg für das deutsche Volk, wieder zur Freiheit und 
Gleichberechtigung zu kommen, 
(Abgeordneter Renner: Friedensvertrag!) 
als indem es dafür sorgt, daß wir nach dem völligen Zusammenbruch, den uns der Nationalso-
zialismus beschert hat, mit den Alliierten zusammen wieder den Weg in die Höhe gehen. Der 
einzige Weg zur Freiheit ist der, daß wir im Einvernehmen mit der Hohen Alliierten Kommis-
sion unsere Freiheiten und unsere Zuständigkeiten Stück für Stück zu erweitern versuchen.<< 
Der deutsche Historiker Alexander Demandt schrieb später über die Wahl Adenauers (x283/-
236): >>... Am 15. September wählte der Bundestag den 73jährigen Konrad Adenauer zum 
Kanzler. Die im ersten Wahlgang erforderliche Mehrheit für ihn hing an einer einzigen Stim-
me, seiner eigenen. 
Mit der Wahl Adenauers war eine außenpolitische Grundsatzentscheidung gefallen: die An-
lehnung der Bundesrepublik an Frankreich, England und die Vereinigten Staaten, die ja als 
Besatzungsmächte ohnehin kaum politischen Spielraum gestatteten.  
Die Parole hieß: Westbindung vor Wiedervereinigung. Als Sitz der Bundesregierung kam 
Berlin einstweilen nicht mehr in Betracht. Ein Trostpflaster war der Artikel 23 des Grundge-
setzes, der dieses auch für "Groß-Berlin" gültig erklärte, sodann die symbolische Anerken-
nung als deutsche Hauptstadt durch Beschluß des ersten Bundestags und die Vergabe der 
Postleitzahl 1 an die Stadt. ...<<  
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner schrieb später über Bundes-
kanzler Adenauer (x068/302): >>... Denn wie das ostdeutsche Marionettenensemble in Pan-
kow Moskaus Direktiven erfüllte, so (erfüllte) im Westen, in Bonn, der katholische Kanzler 
(Adenauer) die Wünsche Washingtons, der USA, wo er übrigens, vielleicht als erster auslän-
discher Staatsmann, für sich eine Werbeagentur nutzte. ...<<  
Am 21. September 1949 trat das Besatzungsstatut der Alliierten in Kraft. Es schränkte die 
deutschen Souveränitätsrechte bis zum 5. Mai 1955 empfindlich ein. Das Besatzungsstatut 
wurde schließlich 1955 durch die Pariser Verträge teilweise aufgehoben. 
Die Mehrheit der deutschen Bundestagsabgeordneten entschied sich am 3. November 1949 für 
den "provisorischen Regierungssitz" Bonn. 
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Gebiete des Deutsches Reiches (Fläche in qkm, Bevölkerung per 31.12.1950:  
 
Deutsche Provinzen, Länder 
und Landesteile 

Fläche in qkm 
 

Stand: 1950 

Deutsche Bevölke-
rung 

Stand: 1950 

Einwohner je 
qkm 

Stand: 1950 
    
Westdeutschland (BRD) 245.275 47.589.300 194 
Berlin 890 3.325.200 3.736 
Saargebiet 2.559 948.700 371 
Sowjetische Besatzungszone 
(DDR) 

 
107.173 

 
17.600.000 

 
164 

 355.897 69.463.200 195 
Deutsche Ostgebiete (sowje-
tisch verwaltete Gebiete im 
Nordteil Ostpreußens) 

 
 

  13.200 

 
 
. 

 
 
. 

Deutsche Ostgebiete (polnisch 
verwaltete Gebiete in Ost-
preußen, Ostbrandenburg, 
Schlesien, Danzig und Ost-
pommern) 

 
 
 
 

101.448 

 
 
 
 
. 

 
 
 
 
. 

 470.545 . . 
Quellen: KNAURS LEXIKON, München 1953 (x038/295). 
Deutschland mußte nach dem Zweiten Weltkrieg 24,4 % seines Staatsgebietes (in den Gren-
zen von 1937) abtreten. 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete später (im Juni 2017) im COM-
PACT-Spezial Nr. 14 über Konrad Adenauer (x343/12-14): >>Der Alte und der Pfälzer  
_ von Jürgen Elsässer 
… Auf nach Westen 
Adenauer, nach seinem Wohnort in der Nähe der alten Bundeshauptstadt auch als "der Alte 
aus Rhöndorf" tituliert, brachte die Tradition der katholischen Zentrumspartei aus der Weima-
rer Republik als wichtige Erbschaft in die Gründung der CDU mit ein. Als Oberbürgermeister 
von Köln (1917 bis 1933) war er dezidiert antipreußisch gewesen - die Stadt und andere Ge-
biete des heutigen Bundeslandes NRW gehörten damals noch zum größten deutschen Teilstaat 
- und hatte nach dem Ersten Weltkrieg mit einer Separierung des Rheinlandes an der Seite 
Frankreichs geliebäugelt. … 
… Diese Haltung stabilisierte zwar den Teilstaat, verhinderte aber die Einheit Deutschlands. 
Dabei hätte es diese Chance gegeben: 1951 schlug DDR-Ministerpräsident Otto Grotewohl 
einen Fahrplan zur Wiedervereinigung vor, den Adenauer ablehnte und mit einem Gegenvor-
schlag konterte. "Danach hätte der erste Schritt in freien gesamtdeutschen Wahlen zu einer 
Nationalversammlung bestanden, zu der sämtliche Parteien zugelassen werden sollten. Zur 
großen Überraschung westlicher Beobachter ging Ost-Berlin auf diese Forderung ein", faßt 
der Historiker Gregor Schöllgen in einer Veröffentlichung der Bundeszentrale für politische 
Bildung zusammen. Doch paradoxerweise verweigerte sich Adenauer erneut. 
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Kommunalwahlen in Nordrhein-Westfalen 1946. Im Gegensatz zum katholischen Zentrum 
verstand sich die CDU an als überkonfessionelle christliche Partei. Foto: CDU/KAS, CC-BY-
SA 3.0 DE 
Der nächste Vorstoß kam direkt aus Moskau. Diktator Josef Stalin bot ihm April 1952 ein 
neutrales Deutschland an, alle fremden Truppen sollten abgezogen werden und dann freie 
Wahlen stattfinden. Auch dieser Vorschlag wurde von den Westmächten torpediert. Ihre List: 
Der Urnengang sollte von den Vereinten Nationen kontrolliert werden - was damals für die 
UdSSR unannehmbar war, da die USA unter formalem Kommando der UNO gerade einen 
Krieg gegen das sozialistische Nordkorea führten. 
Adenauers Entgegenkommen gegenüber den Besatzern ging sogar so weit, im Jahr 1954/55 
die Herauslösung des Saarlandes aus Deutschland und dessen Wirtschafts- und Währungsuni-
on mit Frankreich zu billigen. Das Vorhaben scheiterte nur an der Hybris in Paris: Dort wollte 
man das sogenannte Saarstatut durch eine Volksabstimmung bestätigen lassen und ging von 
einer sicheren Mehrheit bei den Saarländern aus. Doch die stimmten mit über zwei Dritteln 
für die Zugehörigkeit zur Bundesrepublik - und ermöglichten damit eine erste kleine Wieder-
vereinigung. …<< 
Erst nachdem die Bundesrepublik Deutschland sämtliche deutschen Auslandsschulden (ohne 
Verrechnung der nach Kriegsende beschlagnahmten Vermögenswerte im Ausland und der 
beschlagnahmten deutschen Patente) anerkannt hatte, erhielt sie im März 1951 eine begrenzte 
außenpolitische Souveränität (x128/266).  
Am 5. Mai 1955 traten die Pariser Verträge in Kraft.  
Obwohl Stalin im Jahre 1952 die Rückgabe der deutschen Ostgebiete im Tausch gegen eine 
deutsche Neutralität und den Nichteintritt in die NATO angeboten hatte, wurde die Bundesre-
publik Deutschland am 9. Mai 1955 Mitglied der Nordatlantischen Verteidigungsgemein-
schaft.  
Die geplante deutsche Bundeswehr wurde danach in die NATO-Strukturen integriert und die 
Bundesrepublik Deutschland erklärte sich damals bereit, auf die Entwicklung von ABC-
Waffen zu verzichten. 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner schrieb später über die NA-
TO (x068/272-273): >>... Das amerikanische Wesen ist das Geld: der Inbegriff des Yankee-
Daseins. Natürlich erfaßt dies nicht alles, aber das Wichtigste. ... 
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Für ihre ungeheure Aufrüstung hatten die Amerikaner militärische, mehr jedoch wirtschaftli-
che Gründe. Deshalb traten auch viele jener, die das Geschwätz von der Gefahr aus dem 
Osten keinen Augenblick glaubten, für Aufrüstung und Nato ein.  
Derart konnte enorm verdient werden und wurde enorm verdient. Und gerade nach dem Ver-
lust Chinas benötigte man Europa auch als Absatzmarkt. … 
In Europa … begann jetzt nach dessen militärischer Eroberung die friedliche. Ein US-
Konzern nach dem anderen investierte in den zuvor zerbombten und zerschossenen Städten. 
Und die Rechnung, daß eine im Krieg ruinierte Wirtschaft schneller wächst als eine, die den 
Krieg so glänzend überstand, erwies sich als richtig, zumal auch die US-Banken von Anfang 
an mitspielten, deren Politik in Europa war: alte Investitionen retten, neue vornehmen. Ja, das 
Bankhaus Dillon, Read, setzte so sehr auf die Rentabilität seiner Anlagen im Nachkriegs-
deutschland, daß es deutschen Industriebossen noch vor Kriegsende eine Privatanleihe von 
einer Milliarde Dollar anbot. …<< 
Für die Mitgliedschaft in der Nordatlantischen Verteidigungsgemeinschaft entfiel im Jahre 
1955 angeblich das Besatzungsstatut und die Bundesrepublik Deutschland sollte endlich die 
zugesagte Souveränität und fast alle Hoheitsrechte erhalten. Das Besatzungsstatut entfiel zwar 
offiziell, aber wesentliche Vorbehaltsrechte und geheime Zusatzverträge der alliierten Sie-
germächte blieben weiterhin bestehen: Stationierungskosten, Truppenstationierung, Berlin-
Status, Wiedervereinigungs- und Friedensvertragsfrage, Medienkontrolle und andere Vorbe-
haltsrechte. 
In der Bundesrepublik Deutschland (BRD) waren die freien, geheimen Wahlen zwar frei und 
geheim, aber die gewählten Parteien und Abgeordneten konnten nicht souverän die Interessen 
des deutschen Volkes vertreten. Infolge des Besatzungsstatutes, der geheimen Zusatzverträge 
(Ruhrstatut und Zwangsmitgliedschaft in den Folgegemeinschaften Europäische Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl bzw. Montanunion, EG und EU) und der zahlreichen geheimen Vorbe-
haltsrechte handelten die vom deutschen Volk gewählten Parteien und Abgeordneten seit 
Gründung der BRD im Auftrag und nach den Vorgaben der alliierten Siegermächte. Seit 1949 
mußte jeder deutsche Bundeskanzler die sogenannte "Kanzlerakte" unterschreiben. 
 
Gründung der Deutschen Demokratischen Republik 
Der "Deutsche Volksrat" veröffentlichte am 22. Oktober 1948 den "Entwurf einer Verfassung 
für die Deutsche Demokratische Republik" (x156/64-65): >>Der deutsche Volksrat ist die 
einzige legitime Repräsentation des deutschen Volkes. Er fordert hiermit die Verwirklichung 
des Rechtsanspruchs des deutschen Volkes auf die Gestaltung seines staatlichen und gesell-
schaftlichen Lebens, die Schaffung einer freien, demokratischen Republik und den Abschluß 
eines Friedensvertrages.  
Er hat die konkreten Maßnahmen zur Beschreitung dieses Weges unternommen, legt hiermit 
dem deutschen Volk den Entwurf einer Verfassung für die Deutsche Demokratische Republik 
vor und stellt ihn zur freien Diskussion. Auf dem dritten Volkskongreß wird die Bilanz dieser 
Diskussion gezogen werden und diese Verfassung zur Beratung stehen. 
Im Gegensatz zu dieser Ausübung des Selbstbestimmungsrechtes des deutschen Volkes zei-
gen die Verhandlungen des sogenannten Parlamentarischen Rates in Bonn, daß hier nicht nur 
die Einheit der deutschen Nation, sondern auch die Demokratie preisgegeben werden. Die in 
Bonn ausgearbeitete Verfassung für den westdeutschen Staat dient dem Versuch, das deutsche 
Volk unter die Macht zu beugen, die sich die westlichen Besatzungsmächte entgegen den 
Verpflichtungen von Jalta und Potsdam angeeignet haben. Das Bonner Statut nimmt sowohl 
den Zustand der Besatzung als auch die Usurpation des größten Teiles der deutschen Wirt-
schaft durch ausländische Machthaber bedingungslos hin. 
Die in ihm festgelegten Befugnisse deutscher Organe und Rechte deutscher Bürger widerspre-
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chen den Interessen des deutschen Volkes. Das zu errichtende westdeutsche Staatswesen ist 
ein Vasallenstaat und der Willkür fremder Mächte unterworfen. Ein Besatzungsstatut kann 
weder die Freiheit Deutschlands noch die seiner Bürger herstellen. Es bestätigt und verewigt 
nur den Zustand der Besatzung. 
Die Verfassung für die Deutsche Demokratische Republik kann nicht aus der Befehlsgewalt 
von Besatzungsmächten geboren werden, sondern sie muß dem eigenen und freien Willen des 
gesamten deutschen Volkes entspringen. Zu dieser Willensbildung ruft der Deutsche Volksrat 
das gesamte deutsche Volk auf.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete später über die "Verfassung" 
der DDR (x009/454-455): >>Die Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik hat als 
Staatsgrundgesetz eine völlig andere Bedeutung als die Verfassung demokratischer Staaten. ... 
1. Entstehungsgeschichte 
Die Verfassung ist nicht aus einer gewählten verfassunggebenden Versammlung hervorgegan-
gen. Diese Rolle maßte sich vielmehr ein aus dem Zweiten Volkskongreß ... hervorgegange-
ner "Deutscher Volksrat" an, dessen Mitglieder aus Delegierten der Parteien und Massenorga-
nisationen bestanden. Er ließ durch einen Verfassungsausschuß den "Entwurf einer Verfas-
sung für die Deutsche Demokratische Republik" ausarbeiten, der am 22.10.1948 veröffentlicht 
wurde. ... 
2. Inhalt 
Die Verfassung ist in ihrem Wortlaut weitgehend der Weimarer Reichsverfassung nachgebil-
det. So erscheint deren Art. 1 Abs. 2: "Die Staatsgewalt geht vom Volke aus" in der Fassung: 
"Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus" (Art. 3 Abs. 1). Auch das Bekenntnis zu dem Grund-
gesetz freier Wahlen ist in der Verfassung der DDR in fast die gleichen Worte gekleidet wie 
in Art. 22 der Weimarer Reichsverfassung: "Die Abgeordneten werden in allgemeiner, glei-
cher, unmittelbarer und geheimer Wahl ... gewählt (Art. 51 Abs. 2). 
Insbesondere haben die Vorschriften über die Grundrechtsartikel der Weimarer Verfassung als 
Vorbild gedient; sie stimmen z.T. fast wörtlich überein. Wie die entsprechenden Normen des 
Grundgesetzes sind diese Artikel unmittelbar geltendes Recht. Ihr Sinngehalt ist jedoch ein 
völlig anderer als der gleichlautender Formulierungen der Verfassung rechtsstaatlicher Demo-
kratien. Denn die volksdemokratische Ordnung kennt nur das Primat der Gemeinschaft, nicht 
dagegen die Freiheit des einzelnen um des einzelnen willen. So ist auch der Schutz der Grund-
rechte vor Maßnahmen der Staatsgewalt denkbar schwach ausgestaltet und bezeichnenderwei-
se jeder richterlichen Nachprüfung entzogen. ...  
Sämtliche Grundrechte stehen jedoch nur auf dem Papier und werden seit dem Inkrafttreten 
der Verfassung ständig und bewußt verletzt und sogar durch die Gesetzgebung in verfas-
sungsmäßig unzulässigerweise Weise eingeschränkt. 
... Scheint die Verfassung auf den ersten Blick wenigstens formal den Voraussetzungen eines 
demokratischen Staatsgrundgesetzes zu entsprechen, so genügt sie bei genauerer Betrachtung 
selbst diesen Anforderungen nicht. Der angeblich die völlige Volkssouveränität verkörpern-
den Volkskammer fehlt seit der Verwaltungsneugliederung auch das ohnehin bescheidene 
Regulativ der Länderkammer. Insbesondere aber ist die in allen Demokratien unumgängliche 
"dritte Gewalt", die richterliche, schwach ausgebildet und effektiv wirkungslos. Es gibt neben 
der faktisch und gesetzlich nicht vorhandenen Unabhängigkeit der Richter nach dem Wortlaut 
der Verfassung kein Verfassungsgericht. ...<< 
Am 7. Oktober 1949 gründete die "Provisorische Volkskammer" die Deutsche Demokratische 
Republik. Die Ausrufung der "DDR" erfolgte aus taktischen Gründen erst nach der Gründung 
der Bundesrepublik Deutschland. Die von der Volkskammer gewählte Regierung der DDR 
übernahm später nach dem sowjetischen Muster die Bezeichnung "Ministerrat".  
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete später über die "Volkskammer" 
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(x009/466): >>Volksvertretung der SBZ, deren verfassungsrechtliche Stellung entsprechend 
der Verneinung des Gewaltentrennungsgrundsatzes und der zentralstaatlichen Tendenz der 
Verfassung außerordentlich stark ausgestaltet ist - "höchstes Organ der Republik", Art. 50 der 
Verfassung.  
Infolge der tatsächlichen politischen Machtverhältnisse stellt sich die Volkskammer als 
Scheinparlament dar. 
... Die Volkskammer konstituierte sich ... nach der am 15.10.1950 auf Grund des verfassungs-
ändernden Gesetzes vom 9.8.1950 durchgeführten Abstimmung über die Einheitsliste der Na-
tionalen Front endgültig. Angeblich sollen 99,7 % der Stimmberechtigten für die Einheitsliste 
gestimmt haben. ...<<  
Mit der Proklamation der SBZ zur sog. DDR ging die DWK in der "Provisorischen Regierung 
der DDR" auf. Die leitenden Persönlichkeiten der DWK wurden Minister und Staatssekretäre. 

Abb. 79 (x315/152): Ausrufung der Deutschen Demokratischen Republik durch den Deut-
schen Volksrat am 7. Oktober 1949. 
Das Nachrichtenmagazin "DER SPIEGEL" 42/1949 berichtete am 13. Oktober 1949 über die 
Gründung der Deutschen Demokratischen Republik: >>Weg  
Die Sowjetunion vollzog den verwaltungstechnischen Gegenzug zu Bonn. Auf einem ersten 
Staats-Empfang der ostdeutschen Volkskammer gab SMA-Chef Wassili Tschuikow den Ent-
schluß der Sowjetregierung bekannt, "der provisorischen Regierung der deutschen demokrati-
schen Republik die Verwaltungsfunktionen zu übertragen, die bisher der sowjetischen Mili-
täradministration zustanden". An deren Stelle tritt eine sowjetische Kontrollkommission. Ge-
neral Tschuikow nannte die westdeutsche Bundesregierung eine spalterische Marionetten-
Regierung …<< 
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein schrieb später über die Gründung der 
Deutschen Demokratischen Republik (x063/635): >>... Während in den Westzonen der de-
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mokratische Aufbau von unten nach oben vor sich ging, wurde die staatliche und gesellschaft-
liche Form in der sowjetischen Besatzungszone von oben, durch die Besatzungsmacht und 
durch die der kommunistischen Politik und Ideologie verpflichtete SED geprägt. ... 
Die Auflösung Preußens durch das Kontrollratsgesetz Nr. 46 vom 25. Februar 1947 - ein 
Willkürakt ohne Rechtsgültigkeit, da er weit über die Befugnisse hinausging, die die Haager 
Landkriegsordnung Besatzungsmächten einräumt - zerbrach eine wichtige Klammer zwischen 
West-, Mittel- und Ostdeutschland.  
... Eine Befragung des Volkes, ob es tatsächlich einen Staat, abgetrennt vom übrigen Deutsch-
land, bilden wolle, hat nie stattgefunden. Aus der Massenflucht der Bevölkerung aus dem so-
wjetischen Besatzungsgebiet, einem täglichen "Volksentscheid mit den Füßen", Menschen 
aller Klassen und Stände, die Mehrheit von ihnen unter 25 Jahre, ließ sich die Stimmung gut 
entnehmen. 
Eine Verfassung haben die Parteiinstanzen der Sowjetzone am 19. März 1949 verkündet. Auf 
dem Papier durchaus demokratisch, mit zahlreichen Bestimmungen, die nahezu wörtlich aus 
der Weimarer Verfassung übernommen wurden, bildeten sie in Wirklichkeit nur den Deck-
mantel für eine totale Willkürherrschaft. Die Einrichtung einer Geheimpolizei, des Staatssi-
cherheitsdienstes, eine politisierte Justiz, Säuberungsaktionen, Gleichschaltung der Jugend, in 
steigendem Maße eine atheistische, religionsfeindliche Propaganda und die nahezu völlige 
Absperrung nach außen sollten der SED-Regierung die Kontrolle über die Bevölkerung si-
chern. ...<<  
Dr. Hans Joachim Berbig schrieb später über die Gründung der Deutschen Demokratischen 
Republik (x287/193): >>Die staatliche Organisation des zweiten deutschen Teilstaates be-
ginnt bereits im Dezember 1947 mit dem Deutschen Volkskongreß, der aus gewählten Dele-
gierten vor allem aus der SBZ, aber auch den Westzonen bestand.  
Am 7. Oktober 1949 trat die erste der Serienverfassungen der Deutschen Demokratischen Re-
publik in Kraft. ...<<  
Die von der sowjetischen Besatzungsmacht gegründete DDR war kein souveräner Staat und 
keine Demokratie, sondern eine Diktatur. Die freien, geheimen Wahlen waren weder frei noch 
geheim und die Wahlergebnisse wurden je nach Bedarf manipuliert. Die Parteiendiktatur der 
verschiedenen gleichgeschalteten Blockparteien leitete die Sozialistische Einheitspartei 
Deutschlands im Auftrag der sowjetischen Besatzungsmacht.  
Der kommunistische Einheitsstaat kontrollierte sämtliche Lebensbereiche. Alle DDR-Bürger 
wurden regelmäßig fast überall überwacht und Andersdenkende systematisch unterdrückt. 
Persönliche Freiheitsrechte gab es nicht. Jegliche freie Meinungsäußerung wurde unterdrückt, 
Bücher, Zeitungen, Radio, Fernsehen und sonstige kulturelle Einrichtungen wurden systema-
tisch zensiert. 
Im Rahmen der sowjetischen Umerziehung wurden die Mitteldeutschen von 1945 bis 1989 zu 
"überzeugten" Mitgliedern der klassenlosen marxistisch-leninistischen Gesellschaft, in der die 
Produktionsmittel einheitliches Volkseigentum und sämtliche Mitglieder der Gesellschaft so-
zial völlig gleich sein sollten, erzogen. In den Schulen mußte Russisch - ab Klasse 5 - als erste 
Fremdsprache gelehrt werden.  
Die Kommunisten strebten besonders die Zusammenfassung von Atheisten und Gläubigen an 
und ließen fast keinen Raum für irgendeine Religion. Nach dem Mauerbau im Jahre 1961 
wurde die Reisefreiheit der DDR-Bürger drastisch eingeschränkt. Die allgegenwärtigen Mit-
arbeiter der Stasi bespitzelten und bekämpften noch eifriger alle potentiellen Staatsfeinde. 
 
Zusammenbruch der DDR 
Der Staats- und Parteichef der DDR, Erich Honecker, stattete der Bundesrepublik Deutsch-
land vom 7. bis zum 11. September 1987 einen offiziellen Staatsbesuch ab.  
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Erich Honecker betonte damals während seiner Rede in Bonn (x092/1136): >>Die Entwick-
lung unserer Beziehungen ... ist von den Realitäten dieser Welt gekennzeichnet und sie bedeu-
ten, daß Sozialismus und Kapitalismus sich ebensowenig vereinigen lassen wie Feuer und 
Wasser ... 
Wenn wir gemeinsam hinwirken, ... dann wird auch der Tag kommen, an dem Grenzen uns 
nicht mehr trennen, sondern vereinen, so wie uns die Grenze zwischen der DDR und der 
Volksrepublik Polen vereint.<<  
Michail Gorbatschow, Generalsekretär der KPdSU, wurde am 1. Oktober 1988 zum Vorsit-
zenden des Obersten Sowjet gewählt. Gorbatschow, der als Reformer galt, wußte damals 
längst, daß er die zunehmenden Versorgungsengpässe in der Sowjetunion ohne westliche Hil-
fe nicht lösen konnte.  
Die sowjetische Regierung beschloß am 27. Juli 1989, daß die 3 baltischen Sowjetrepubliken 
Estland, Lettland und Litauen ab 1990 wirtschaftliche Autonomie erhalten sollten. 
Am 11. September 1989 ließ die ungarische Regierung die Grenzen nach Österreich öffnen. 
Danach flohen innerhalb von 3 Tagen rund 15.000 DDR-Bürger nach Österreich bzw. in die 
Bundesrepublik (x175/820). 
In Leipzig wurde am 2. Oktober 1989 die bisher größte Demonstration (rd. 20.000 Teilneh-
mer) durch Volkspolizisten gewaltsam beendet. 
Der sowjetische Staats- und Parteichef Michail Gorbatschow forderte die SED-Führung am 6. 
Oktober 1989 anläßlich des 40. Jahrestages der DDR-Gründung indirekt auf, Reformen einzu-
leiten - "Wer zu spät kommt, den bestraft das Leben" ... 
In Leipzig duldete die SED-Regierung am 9. Oktober 1989 erstmals eine Demonstration von 
50.000-70.000 Teilnehmern - "Wir sind das Volk - keine Gewalt ...". 
Am 18. Oktober 1989 trat Staats- und Parteichef Erich Honecker zurück und wurde durch 
Egon Krenz abgelöst. 
Über 1.000.000 Ost-Berliner demonstrierten am 4. November 1989 für Freiheit und Demokra-
tie (x175/820). Es war die größte freie Demonstration, die jemals in der DDR stattfand. 
Während dieser Demonstration am 4. November 1989 hielten bekannte Persönlichkeiten auf 
dem Ost-Berliner Alexanderplatz leidenschaftliche Ansprachen (x298/242): >>... Stefan 
Heym, Schriftsteller: Liebe Freunde, Mitbürger, es ist, als habe einer die Fenster aufgestoßen 
nach all den Jahren der Stagnation, der geistigen, wirtschaftlichen, politischen. Den Jahren 
von Dumpfheit und Mief, von Phrasengewäsch und bürokratischer Willkür, von amtlicher 
Blindheit und Taubheit. Welche Wandlung! 
Vor noch nicht 4 Wochen die schön gezimmerte Tribüne hier um die Ecke mit dem Vorbei-
marsch, den Bestellten vor den Erhabenen! 
Und heute - heute Ihr, die Ihr Euch aus eigenem freien Willen versammelt habt, für Freiheit 
und Demokratie und für einen Sozialismus, der des Namens wert ist. ... 
Einer schrieb mir, und der Mann hat recht, wir haben in den letzten Wochen unsere Sprachlo-
sigkeit überwunden und sind jetzt dabei, den aufrechten Gang zu erlernen.  
Und das, Freunde in Deutschland, wo bisher sämtliche Revolutionen danebengegangen waren. 
Und wo die Leute immer gekuscht haben. Unter dem Kaiser. Unter den Nazis. Und später 
auch. 
Aber sprechen, frei sprechen, gehen, aufrecht gehen - das ist nicht genug. Laßt uns auch lernen 
zu regieren. 
Die Macht gehört nicht in die Hände eines einzelnen, oder ein paar weniger oder eines Appa-
rates oder einer Partei.  
Christa Wolf, Schriftstellerin: Zu Huldigungsvorbeizügen ... werden wir keine Zeit mehr ha-
ben.  
Dies ist eine Demo, genehmigt, gewaltlos. Wenn sie so bleibt bis zum Schluß, wissen wir 
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wieder mehr über das, was wir können. Und darauf bestehen wir dann. (Starker Applaus) 
Ein Vorschlag für den 1. Mai: Die Führung zieht am Volk vorbei.  
Alles nicht von mir. Das ist literarisches Volksvermögen. Unglaubliche Wandlung. Das 
Staatsvolk der DDR geht auf die Straße, um sich als Volk zu erkennen. Und dies ist für mich 
der wichtigste Satz dieser letzten Wochen - der tausendfache Ruf: Wir sind das Volk!  
Eine schlichte Feststellung, und die wollen wir nicht vergessen.  
Steffie Spira, Schauspielerin: Ich wünsche mir für meine Enkel, daß sie aufwachsen ohne 
Fahnenappell, ohne Staatsbürgerkunde, und das keine Blauhemden mit Fackeln an den hohen 
Leuten vorbeigehen.  
Ich habe noch einen Vorschlag: Aus Wandlitz, der Waldsiedlung der führenden SED-
Politbüromitglieder, machen wir ein Altersheim! 
Die über 60- bis 65jährigen können jetzt schon dort wohnen bleiben, wenn sie das tun, was 
ich jetzt tue - Abtreten! ...<<  
Bürgerrechtler forderten am 26. November 1989, die Eigenständigkeit der DDR zu verteidi-
gen (x303/171): >>... Gewaltfrei durch Massendemonstrationen hat das Volk den Prozeß der 
revolutionären Erneuerung erzwungen. ... 
Entweder können wir auf der Eigenständigkeit der DDR bestehen und versuchen, ... in unse-
rem Land eine solidarische Gesellschaft zu entwickeln, in der Frieden und soziale Gerechtig-
keit, Freiheit des Einzelnen, Freizügigkeit aller und die Bewahrung der Umwelt gewährleistet 
sind. 
Oder: Wir müssen dulden, daß ... über kurz oder lang die DDR durch die Bundesrepublik ver-
einnahmt wird. 
Laßt uns den ersten Weg gehen!<<  
Die "Süddeutsche Zeitung" berichtete am 27. November 1989 über ein Gespräch mit dem 
SPD-Politiker Oskar Lafontaine.  
Im Verlauf dieser Unterredung lehnte es Lafontaine ab, deutsche Spätaussiedler aus Rußland, 
Rumänien, den deutschen Ostgebieten und der DDR aufzunehmen (x268/186): >>Ist es rich-
tig, daß wir allen Bürgern aus der DDR, allen Bürgern Polens, die deutscher Abstammung 
sind, oder den anderen, die in der Sowjetunion, Rumänien oder anderen Staaten Osteuropas 
leben - daß wir all denen den Zugriff auf die sozialen Systeme der Bundesrepublik einräumen: 
Kindergeld, Kranken- und Arbeitslosengeld, Renten? ...<<  
Am 22. Dezember 1989 wurde in Ostberlin das Brandenburger Tor geöffnet. 
 
Der völkerrechtliche Status der BRD und DDR von 1949-1990 
Die militärische, wirtschaftliche und politische Ausschaltung Deutschlands wurde nach dem 
verlorenen Zweiten Weltkrieg im Jahre 1945 während der jahrzehntelangen Besatzungsherr-
schaft kompromißlos fortgesetzt.  
Souveränität 
Die von den westlichen Siegermächten gegründete BRD war wie die DDR nie ein souveräner 
Staat, denn ihre Geschäftsfähigkeit wurde durch die Siegermächte infolge des Besatzungssta-
tutes und des Ruhrstatutes drastisch eingeschränkt.  
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Abb. 80 (x067/206): "Zwei Volk, zwei Reich, zwei Führer." Karikatur aus dem "Simpl", 1949. 
Aufgrund der Potsdamer Vereinbarungen (völkerrechtswidrige Gebietsabtretungen, hohe 
Wiedergutmachungsleistungen, Stationierung von Besatzungstruppen etc.) zählten die BRD 
und die DDR völkerrechtlich nicht zu den politisch und ökonomisch unabhängigen Staaten, 
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die die Fähigkeit besaßen, mit anderen Staaten souverän in politischen Kontakt zu treten. 
Der deutsche CDU-Politiker Kurt Georg Kiesinger (1904-1988, von 1966-1969 Bundeskanz-
ler) erklärte in einem Bericht des Nachrichtenmagazins "DER SPIEGEL" vom 21. Mai 1958 
(x353/67): >>… Wir sind doch faktisch ein Protektorat der Vereinigten Staaten.<< 
Der deutsche Bundeskanzler Ludwig Erhard (1897-1977) berichtete während der Regierungs-
erklärung vom 18. Oktober 1965 (x353/74): >>… Wir sind uns alle darüber klar, daß auf dem 
Wege zur Wiederherstellung der deutschen Einheit große Schwierigkeiten zu überwinden 
sind. Der Weg mag lang und dornenvoll sein. Am Ende dieses Weges muß nach der Überzeu-
gung der Bundesregierung ein Friedensvertrag stehen, der von einer in freien Wahlen gebilde-
ten gesamtdeutschen Regierung frei verhandelt und geschlossen wird. In diesem Vertrag - und 
nur in ihm - können und müssen die endgültigen Grenzen Deutschlands, das nach gültiger 
Rechtsauffassung in seinen Grenzen vom 31.12.1937 fortbesteht, festgelegt werden.<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 27. Februar 2010 über eine Rede des SPD-
Politikers Sigmar Gabriel (von 2009-2017 SPD-Vorsitzender): >>Parteitag in Dortmund: 
SPD-Chef Gabriel holzt gegen Union und FDP 
Der SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel hat auf dem Sonderparteitag in Dortmund den Angriff 
auf Schwarz-Gelb in Nordrhein-Westfalen ausgerufen. … 
Der Bundesregierung aus Union und FDP warf Gabriel Unfähigkeit vor. … "Wir haben gar 
keine Bundesregierung", fügte Gabriel unter dem Beifall der rund 450 Delegierten hinzu. 
Vielmehr sei Kanzlerin Angela Merkel, CDU, "Geschäftsführerin einer neuen Nichtregie-
rungsorganisation in Deutschland". …<< 
Der deutsche CSU-Politiker Horst Seehofer, seit 2008 bayerischer Ministerpräsident, erklärte 
am 20. Mai 2010 während einer Unterhaltung mit dem Kabarettisten Erwin Pelzig 
(x317/151): >>… Diejenigen, die entscheiden, sind nicht gewählt, und diejenigen, die gewählt 
werden, haben nichts zu entscheiden.<< 
Egon Bahr, von 1972-1976 SPD-Bundesminister, schrieb am 16. Oktober 2011 in der Wo-
chenzeitung "JUNGE FREIHEIT": >>"Lebenslüge der Bundesrepublik" 
Von einem "Unterwerfungsbrief" sprach Willy Brandt und lehnte eine Unterzeichnung zu-
nächst empört ab: "Schließlich sei er zum Bundeskanzler gewählt und seinem Amtseid ver-
pflichtet. Die Botschafter (der Alliierten) könnten ihn wohl kaum absetzen! Da mußte er sich 
belehren lassen, daß schon Adenauer diese Briefe unterschrieben hatte und danach Erhard und 
danach Kiesinger." So schilderte es Egon Bahr 2009 in der "Zeit" und machte damit erstmals 
die Existenz der sogenannten "Kanzlerakte" öffentlich. Nun nimmt er hier zum zweiten Mal 
dazu in einer Zeitung Stellung. … 
Daß über die geschilderten Realitäten geschwiegen wurde, hat einen einfachen Grund. Es war 
eine der Lebenslügen der alten Bundesrepublik, 1955 mit dem Beitritt zur Nato zu behaupten, 
wir wären souverän geworden. Im obersten Ziel der Einheit der Nation waren wir es nie. Die 
Bundesregierung und die drei Westmächte hatten 1955 dasselbe Interesse: Über die fortdau-
ernde Einschränkung der deutschen Selbstbestimmung nicht zu sprechen. …<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 8. Dezember 2011: >>EU am Scheideweg  
Die öffentliche und die verborgene Seite der Krise  
… Gemeint sind Ereignisse, von denen nur wenige Notiz nehmen und die einem, wenn man 
von ihnen erfährt, glatt die Sprache verschlagen, weil ihre Wirkung die demokratische Ver-
faßtheit der Bundesrepublik Deutschland in ihren Grundfesten erschüttert. 
Nehmen wir nur diesen Satz: Deutschland sei seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs zu kei-
nem Zeitpunkt ein souveräner Staat gewesen. 
Das sagte nicht irgendein Extremist, sondern sagte kein geringerer als Finanzminister Wolf-
gang Schäuble (CDU) Ende November auf dem "European Banking Congress" in der Alten 
Oper in Frankfurt am Main. 
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Satz von der Wirkung eines Sprengstoffanschlags 
Es war ein Satz von der Wirkung eines Sprengstoffanschlages auf das nationale Selbstver-
ständnis der Deutschen, ausgesprochen von ausgerechnet jenem Mann, der im August 1990 
den deutschen Einigungsvertrag unterzeichnete. Obwohl er schon vor einiger Zeit fiel und von 
einer ganzen Reihe aufmerksamer Internetmedien zitiert wurde, muß dieser Satz noch einmal 
thematisiert werden, weil er einfach so unglaublich ist. 
Das wiedervereinigte Deutschland soll kein souveräner Staat sein? Was ist es dann? Eine Be-
satzungszone? Und wenn ja, von wem besetzt? 
Kein einziger der anwesenden Top-Banker stellte Schäuble diese Fragen. Und wäre das Er-
eignis nicht auf Video dokumentiert worden, man würde es kaum glauben.  
Es braucht nicht viel Phantasie sich vorzustellen, was geschehen wäre, hätte das ein Linker 
behauptet. Aber nun sagte es der Finanzminister einfach mal so dahin, weil er die Preisgabe 
nationaler Souveränitätsrechte an das von Angela Merkel geplante neue Europa herunterspie-
len möchte. Und niemand widersprach ihm. 
Souveränität gibt es seit den Kriegen nicht mehr 
Schäuble leitete diese Passage seiner Rede mit den Worten ein: "Die Kritiker, die meinen, 
man müsse eine Kongruenz zwischen allen Politikbereichen haben, die gehen ja in Wahrheit 
von dem Regelungsmonopol des Nationalstaates aus." 
Diese durch das Völkerrecht geschützte Souveränität sei aber in Europa spätestens mit den 
beiden Weltkriegen "längst ad absurdum geführt" worden. 
Und weil dies so sei, formulierte er jenen folgenschweren Satz: "Und wir in Deutschland 
sind seit dem 8. Mai 1945 zu keinem Zeitpunkt mehr voll souverän gewesen." ...<< 
Die deutsche Zeitschrift "Magazin 2000plus" berichtete am 8. Januar 2012 (x936/…): >>Die 
Staats-Simulation "BRD"  
Ein Artikel von Ingrid Schlotterbeck 
Am 8. Mai 1945 wurden die Kampfhandlungen des 2. Weltkriegs eingestellt, nach dem am 7. 
Mai Generaloberst Alfred Jodl, als Delegationsleiter der Regierung Dönitz in Reims (Frank-
reich) die Kapitulationsurkunde unterzeichnete. Am 9. Mai unterzeichnete Generalfeldmar-
schall Keitel für die Wehrmacht die bedingungslose Kapitulation in Berlin-Karlshorst. 
"Vereinigtes Wirtschaftsgebiet Deutschland" 
Der völkerrechtliche Begriff "Debellatio", gemeint ist damit die Niederwerfung des Gegners, 
trifft hier nicht zu. Die Sieger hätten vom Zustand der "Debellatio" Gebrauch machen müssen. 
Es gab nur zwei Möglichkeiten, die Annexion, also die Einverleibung der eroberten Gebiete, 
oder die Subjugation, die Verknechtung des Volkes. Beides haben die Sieger nicht getan, son-
dern in Potsdam ausdrücklich erklärt, daß weder das Deutsche Volk versklavt werden soll, 
noch Gebiete im Zuge einer Annexion weggenommen werden. (3-Mächte-Konferenz 17.7. bis 
2.8.1945, Potsdam). 
Die Siegermächte teilten das Deutsche Reich in Besatzungszonen auf. 
Die Westmächte teilten Nord-, West- und Süddeutschland unter sich auf, die Russen besetzten 
Mitteldeutschland und Ostdeutschland wurde von Rußland unter polnische und russische 
Verwaltung gestellt. Der Staat Deutsches Reich wurde mit Art. 1 §1 des Supreme Headquar-
ters Allied Expeditionary Force (SHAEF)- Gesetz Nr. 52 am 12.9.1944 bereits, mit allen 
Reichsländern, Gauen, Kommunen etc,, mit Wissen und Billigung Englands und der Sowjet-
union beschlagnahmt. 
Der immer noch fehlende Friedensvertrag wird mit den Siegermächten und dem Deut-
schen Reich zu schließen sein. Daß das Deutsche Reich fortbesteht hat das Bundesverfas-
sungsgericht (so heißt es nun mal), obwohl die Verfassung fehlt und nur ein Grundgesetz von 
den alliierten Siegermächten der BRD "übergestülpt" wurde, eindeutig festgestellt (BverfGE2, 
26 und 2BvF1/1973) siehe dazu auch die Rede Carlo Schmid (in Magazin EXTRA 10). 
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Seitdem verfügt weder das Deutsche Reich, noch das von den Siegermächten geschaffene 
Besatzungskonstrukt BRD, noch das vereinigte Wirtschaftsgebiet, nach dem Beitritt der 
DDR zur BRD, über volle uneingeschränkte Souveränität. Auch wenn durch die Politiker 
der BRD anläßlich des Zwei-plus- Vier-Vertrages 17.7.1990 in Paris (Vertrag über die ab-
schließende Regelung in bezug auf Deutschland 12.9.1990) Grenzverläufe bestätigt wurden, 
können das keine Gebietsabtretungen sein, da die BRD nicht Rechtsnachfolger des Deutschen 
Reichs ist. 
Bei diesen Verhandlungen wurde der Artikel 23 (Geltungsbereich des Grundgesetzes) und 
die Präambel auf Veranlassung von James Baker (USA) und Eduard Schewardnadse (Sowjet-
union) gestrichen. Damit wurde völkerrechtlich betrachtet das gesamte Grundgesetz der BRD 
aufgehoben. 
Gleichzeitig wurde die Verfassung der DDR aufgehoben. Mit der Streichung der Präambel 
und des Art. 23 GG sind de jure jegliche Rechtsgrundlagen der Organe und Behörden der 
BRD erloschen, haben somit keine Rechtsgültigkeit mehr. Der territoriale Geltungsbereich des 
Grundgesetzes ist spätestens mit der Streichung des Art. 23, am 23.9.1990 im Bundesgesetz-
blatt veröffentlicht, erloschen. 
Seit Ende 1990 gibt es das "Vereinigte Wirtschaftsgebiet Deutschland". Gemäß Artikel 133 
Grundgesetz gibt es keine "BRD", lediglich ein vereinigtes Wirtschaftsgebiet! Somit ist 
die "BRD" eine Staats-Simulation. 
Alle Politiker Schauspieler. 
Ein Staat oder ein staatsähnliches Gebilde wird nur vorgetäuscht, nur vorgespielt. Diese Situa-
tion verschweigt man den Bewohnern des Wirtschaftsgebietes "BRD", hält diese dumm (nun 
gut, die lassen sich ja auch für dumm verkaufen) und ist u.a. bei den Euro-Verhandlungen ab-
solut erpreßbar. Was der aufmerksame Betrachter jeden Tag aufs Neue kopfschüttelnd zur 
Kenntnis nimmt.  
Die "BRD" wird völkerrechtlich (und nach den SHAEF- Militärgesetzen) durch eine 
Nicht-Regierungsorganisation (NGO) geleitet. Bei der UNO werden die NGO-Staaten 
unter folgendem Link geführt: 
http://esango.un.org/civilsociety/showProfileDetail.do?method=showProfile- Details& profi-
leCode=43653.  
Mit Debellatio bzw. Debellation (lateinisch: "vollständige Besiegung, Kriegsbeendigung"; 
bellum "Krieg") bezeichnet man das durch vollständige Zerstörung und militärische Nieder-
ringung eines feindlichen Staates herbeigeführte Ende eines Krieges. Nach traditionellem 
("klassischem") Völkerrecht konnte, aber brauchte damit nicht einherzugehen die Annexion, 
das heißt die Beseitigung der Staatsgewalt des debellierten Staates und die Inanspruchnahme 
des Staatsgebiets durch den Sieger.  
Die Einführung des Kriegsverbots im modernen Völkerrecht und demzufolge auch des Anne-
xionsverbots beschränkt die Bedeutung der Debellation. Das deutlichste Beispiel einer Debel-
lation ist die Unterwerfung Karthagos durch die Römer. Nach langen verlustreichen Schlach-
ten wurde die Stadt völlig zerstört. (Quelle Wikipedia) …<< 
Der Hörfunksender "Deutschlandfunk" sendete am 4. August 2013 ein Gespräch mit dem 
deutschen Politiker Gregor Gysi (von 1990-2000 und ab 2005 Bundestagsabgeordneter der 
LINKEN):  >>"Das ist mir alles zu lahm" 
… Gregor Gysi im Gespräch mit Gerhard Schröder 
Gerhard Schröder: Herr Gysi, … Tempora, X-Keyscore … Sie bezeichnen Programme, mit 
denen britische und amerikanische Geheimdienste massenhaft E-Mails und andere Daten von 
auch Privatnutzern im Internet abschöpfen sollen. Das behauptet zumindest der frühere ameri-
kanische Geheimdienstler Edward Snowden, der sich derzeit in Rußland versteckt hält. Sind 
für Sie die Ausmaße dieses Abhörskandals schon erkennbar? 
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Gregor Gysi: Nein, noch nicht …Es geht offensichtlich um Millionen Daten, es sind natür-
lich schwerwiegende Grundrechtsverletzungen, und ich finde, daß unsere Regierung viel zu 
wenig tut. Aber was ich eben auch erstaunlich finde ist, daß ja das Besatzungsstatut immer 
noch gilt. Wäre es nicht doch an der Zeit, daß wir mal als Land souverän werden und die Be-
satzung beendet wird? Dazu müßte eben auch das Besatzungsstatut aufgehoben werden. Jetzt 
haben sie nur die Verwaltungsvereinbarung zwischen den Geheimdiensten aufgekündigt, das 
reicht nicht. Wir brauchen kein Besatzungsstatut mehr, Deutschland muß das beenden. …<< 
Innen- und Außenpolitik 
Die gewählten Politiker der deutschen Regierungen der BRD und DDR führten gewöhnlich 
alle Vorgaben der jeweiligen Besatzungsmächte gewissenhaft und widerstandslos aus. Der 
aufrichtige und ehrenhafte SPD-Vorsitzende Dr. Kurt Schumacher war leider eine Ausnahme.  
Die freien, geheimen Wahlen in der BRD waren zwar frei und geheim, aber die gewählten 
Parteien und Abgeordneten konnten nicht souverän handeln.  
Infolge des Besatzungsstatutes, der geheimen Zusatzverträge (Ruhrstatut und Zwangsmit-
gliedschaft in den Folgegemeinschaften Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl bzw. 
Montanunion, EG und EU) und der zahlreichen geheimen Vorbehaltsrechte handelten die 
vom deutschen Volk gewählten Parteien und Abgeordneten seit Gründung der BRD im Auf-
trag und nach den Vorgaben der alliierten Siegermächte. 
Staatsangehörigkeit 
In der ursprünglichen Fassung des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland vom 23. 
Mai 1949 hieß es u.a. (x859/...): >>Artikel 116 
(1) Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher Re-
gelung, wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt oder als Flüchtling oder Vertriebener 
deutscher Volkszugehörigkeit oder als dessen Ehegatte oder Abkömmling in dem Gebiete des 
Deutschen Reiches nach dem Stande vom 31. Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat. …<< 
In Ostberlin verkündete der 3. Volkskongreß am 30. Mai 1949 die Verfassung der Deutschen 
Demokratischen Republik, die ebenfalls für Gesamtdeutschland gelten sollte (x105/306). In 
dieser Verfassung der DDR hieß es u.a.: … "Es gibt nur eine deutsche Staatsangehörigkeit". 
Bedeutende Leistungen 
Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges lag das geschlagene Deutsche Reich fast vollständig 
in Trümmern. Infolge der jahrelangen Bombenangriffe und Kriegshandlungen waren in Mit-
tel- und Westdeutschland Millionen von Wohnungen vollständig zerstört oder so beschädigt, 
daß sie unbewohnbar waren.  
In dieses zerstörte Land - voller Not und Elend -, in dem sich außerdem noch mehrere Millio-
nen ehemalige ausländische Zwangsarbeiter und Kriegsgefangene sowie ostdeutsche Flücht-
linge aufhielten und ungezählte Ausgebombte und Evakuierte nach Unterkünften suchten, 
kamen damals zusätzlich noch Millionen von gewaltsam vertriebenen Ostdeutschen, Sudeten-
deutschen und Volksdeutschen aus Polen und Ungarn.  
Den Einheimischen, Flüchtlingen und Vertriebenen mangelte es vor allem an Wohnraum, 
Nahrung, Heizmaterial und an Kleidung. Obgleich die geschlagenen Deutschen menschenun-
würdig hausten, hungerten und froren leisteten sie täglich schwere Wiederaufbauarbeiten. 
Nicht Männer, sondern mehrheitlich Frauen, Kinder, Greise und Krüppel schufen dort in den 
bitteren Nachkriegsjahren zwischen Trümmern und Verwüstung aus dem Nichts eine neue 
Lebensgrundlage. 
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein schrieb später über die Zerstörungen in 
den Westzonen Deutschlands (x063/618-619): >>Allein in den Westzonen waren 2 ¼ Millio-
nen Wohnungen - ein Fünftel des gesamten Wohnraums - völlig zerstört, 2 ½ Millionen 
schwer beschädigt. Öffentliche Gebäude, Kirchen, Bahnhöfe, die meisten Brücken, Post- und 
Telegraphenämter waren, wenn nicht zerstört, so doch hart getroffen. Auch die für jede größe-
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re Stadt lebenswichtigen unterirdischen Anlagen, Kanäle, Wasserleitungen, Kabel, hatten ge-
litten. In Berlin z.B. waren 3.000 große Wasserrohrbrüche zu beseitigen, die Abwässer wur-
den in die Kanäle geleitet, weil von 84 Pumpstationen nur noch 23 arbeiteten. 
Der Schutt, der bei Kriegsende auf Deutschland lag, wird auf 400 Millionen Kubikmeter ge-
schätzt, dazu kamen 17 Millionen Ziegelsteine, die herausgesucht, mit der Hand geputzt und 
wieder verbaut wurden. 
Der neuen Generation fällt es schwer, sich den trostlosen Zustand der Eisenbahnen vorzustel-
len - ohne Licht, ohne Fenster, ohne Heizung im bittersten Winter, viele Straßen durch Bom-
bentrichter aufgerissen - 3.000 Eisenbahnbrücken zerstört, darunter alle über den Rhein und 
die Weser, 23 von 24 über den Main und 22 von 34 über die Donau. ... Bombentrichter über-
säten die Gleisanlagen, zerfetzt ragten Schienenteile und Signalanlagen in die Luft. Der Kern 
des Ruhrgebietes war von der Umwelt völlig abgeschnitten.<< 
Der schweizerische Schriftsteller Max Frisch (1911-1991) berichtete z.B. am 30. November 
1947 in seinem Tagebuch über die chaotischen Zustände in Berlin (x111/396): >>... In der 
Untergrundbahn: fast alle mit einem Bündel, einem Rucksack, einer geschnürten Schachtel. 
Neben Gesichtern, die aus Lehm und Asche sind, gibt es auch gesunde, straffe, volle, aber 
ebenso verschlossen, oft larvenhaft. … 
100 Schritte weiter stehen die sog. Trümmerweiber, die sich mit Schaufel und Eimer gegen 
das Unabsehbare verbrauchen. Es wirkt nicht wie Arbeit, sondern wie Strafkolonie. 40 Mark 
in der Woche, das sind vier Zigaretten.<< 
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die "Trümmerfrauen" (x051/-
587): >>Trümmerfrauen, volkstümliche Bezeichnung für die deutschen Frauen im männerar-
men Nachkriegsdeutschland, die die Hauptarbeit bei der Schuttbeseitigung in den zerbombten 
deutschen Städten leisteten: Von insgesamt 19 Millionen Wohnungen (1939) waren bei 
Kriegsende (ohne Ostgebiete) rund 3,5 Millionen zerstört oder schwer beschädigt.<<  
Im Verlauf des Zweiten Weltkrieges und nach der Kapitulation waren rd. 11.094.000 deutsche 
Soldaten in die Kriegsgefangenschaft geraten (x026/36). Nach dem Kriegsende wurden Mil-
lionen von deutschen Kriegsgefangenen in der UdSSR, Frankreich, Großbritannien Polen, 
Tschechoslowakei, Jugoslawien, Italien und in anderen Ländern als billige Zwangsarbeiter 
eingesetzt. Falls die deutschen Kriegsgefangenen die jahrelange schwere Zwangsarbeit lebend 
überstanden, kamen sie mehrheitlich als gebrochene Männer in ihre alte bzw. neue Heimat 
zurück.  
Die Siegermächte drückten die geschlagenen Deutschen nach dem Kriegsende auf die unterste 
Stufe des menschlichen Daseins herab, aber die meisten Deutschen gaben trotz alledem nicht 
auf. Millionen von Vertriebenen jagte man vollständig ausgeplündert und aus ihrer Heimat. 
Diese Deutschen besaßen praktisch nur noch ihr Leben und ihre Arbeitskraft, ihre geistigen 
Fähigkeiten und ihr handwerkliches bäuerliches Geschick, doch auch sie waren nicht bereit, 
widerstandslos aufzugeben, sondern sie wollten überleben und mehrheitlich unbedingt wieder 
nach oben kommen.  
Nach Jahren härtester Wiederaufbauarbeit schafften die Deutschen, Einheimische wie Ver-
triebene, trotz Hunger, Elend und Not schließlich den wirtschaftlichen Aufschwung (sog. 
"Wirtschaftswunder"). Infolge des unglaubliche Arbeitseifers und des mutigen Unterneh-
mungsgeistes der Deutschen stieg die Industrieproduktion von 1950-1958 um rd. 177 %. Ende 
1958 besaß die Bundesrepublik Deutschland bereits wieder Devisen in Höhe von 25,2 Milli-
arden DM, während die gesamten Schulden nur noch 22,3 Milliarden DM betrugen (x069/-
215). 
Herausragender Politiker: Kurt Schumacher 
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Abb. 81 (x051/525): Kurt Schumacher 

Dr. Kurt Schumacher (1895-1952, 1930-1933 SPD-Abgeordneter des Reichstages, von 1933-
1945 fast ständig in KZ-Haft, seit Mai 1946 SPD-Vorsitzender, strebte die Wiederherstellung 
der nationalen Einheit Deutschlands und eine freiheitlich-demokratische Verfassung an, ab 
1949 SPD-Abgeordneter des Deutschen Bundestages). 
Der SPD-Politiker Dr. Kurt Schumacher wies am 10. Februar 1946 den Vorwurf der Kollek-
tivschuld entschieden zurück (x101/12): >>Die Deutschen stehen deshalb vor einer schweren 
Aufgabe, weil die Welt meint, der Nazismus sei Deutschland gewesen, das ganze Volk sei 
schuldig. ...  
Es ist nicht das ganze deutsche Volk schuldig, und wir lehnen eine derartige These ab. ...  
Immer sind es vor 1933 und nach 1933 große Teile der Deutschen gewesen, die gegen Hitler 
gekämpft und Mut bewiesen und Leid erduldet haben. ...<< 
Die "Neue "Zürcher Zeitung" berichtete am 26. November 1949 über die Sitzung des Deut-
schen Bundestages vom 24./25.11.1949 (x067/228): >>Im Laufe der Debatte wurde der Vor-
sitzende der SPD-Fraktion, Kurt Schumacher, für 20 Sitzungstage vom Bundestag ausge-
schlossen, da er in einem Zwischenruf Dr. Adenauer als "Bundeskanzler der Alliierten" be-
zeichnet hatte. …<< 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über den SPD-Vorsitzenden Dr. Kurt Schumacher (x068/279): >>... Die Amerikaner befahlen, 
die Deutschen führten aus: die "Währungsreform" im Sommer 1948, die Konstituierung des 
"Parlamentarischen Rates" im Herbst desselben Jahres, das "Grundgesetz" am 23. Mai 1949. 
Nichts geschah ohne Billigung der Sieger. Und Kurt Schumacher sagte selbstverständlich die 
Wahrheit, als er Adenauer den "Kanzler der Alliierten" nannte, worauf sich ein Sturm der Ent-
rüstung erhob, wie immer nach dem Aussprechen einer unangenehmen Tatsache. …<< 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete später (am 28. Oktober 2000) über Kurt 
Schumacher (x887/...): >>"National sein ist Ehrensache!" 
... Seine Polemik kannte kaum Grenzen, so wenn er den Nationalsozialisten androhte: "Eines 
Tages werden wir die ganze Naziführerbande in die Irrenhäuser einsperren."  
Ebenso fanatisch und häufig auch zügellos bekämpfte Schumacher die Kommunisten, für ihn 
"rotlackierte Doppelausgaben der Nationalsozialisten". Die Kommunistische Partei war für 
Schumacher "ein stehendes Heer der Sowjetunion auf deutschem Boden".  
Er war bald sowohl bei der NSDAP als auch bei der KPD einer der bestgehaßten Parlamenta-
rier. 
Nachdem im Januar 1933 die NSDAP als stärkste Partei mit der Regierungsbildung beauftragt 
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worden war, wurde im Juni Kurt Schumacher in Schutzhaft genommen, zunächst in einem 
Gefängnis, dann in einem wilden KZ und schließlich im KZ Dachau festgehalten. ... 
Mit großer Leidenschaft wandte er sich gegen die Behauptung, das deutsche Volk trüge eine 
Kollektivschuld. Für ihn war die Schuld nur individuell zu verstehen. … Von ihm ist kein 
Wort der heute so beliebten wie wohlfeilen Reuebekenntnisse bekannt. Selbstbewußt forderte 
er von den Siegermächten deutsche politische Gleichberechtigung. Nie trat er auf internationa-
lem Parkett als Bittsteller auf.  
Er forderte die Beendigung der Demontagen, so als er 1947 als erster deutscher Politiker die 
USA besuchte, um an einem Kongreß des Dachverbandes der Gewerkschaften … teilzuneh-
men. Leidenschaftlich wies er auf den Widersinn hin, einerseits im sich anbahnenden Gegen-
satz zum Bolschewismus die Deutschen als Verbündete gewinnen zu wollen, andererseits ih-
nen aber nur Lebensmittelzuteilungen von 1.000 Kalorien pro Tag zuzubilligen. ... 
In der Diskussion um das Ruhrstatut, eine von den Siegern eingerichtete Institution zur Kon-
trolle der gesamten deutschen Wirtschaft, kam es zu einem der explosivsten Tage im damals 
noch jungen Bundestag. Die SPD lehnte es ab, einen deutschen Vertreter in das Generalsekre-
tariat zu entsenden. Adenauer beschuldigte sie daraufhin, dann seien sie schuld daran, wenn 
die Demontage der deutschen Fabrikanlagen fortgesetzt werde. Ein Tumult brach los. Ein op-
positioneller Abgeordneter rief: "Sind Sie noch ein Deutscher?" Ein anderer: "Sprechen Sie 
hier als deutscher Kanzler?"  
"Und dann" - so ein Chronist - "fiel das Wort mitten in die einen Moment lang abflachende 
Erregung, das Wort von Kurt Schumacher, leidenschaftlich, zischend, voller Verachtung: "Der 
Bundeskanzler der Alliierten!"  
Ein Sturm brach los. Abgeordnete gingen aufeinander los, schrieen sich an, Fäuste wurden 
geschüttelt, Schlägereien drohten. Die Sitzung mußte unterbrochen werden. Das alles geschah 
am 25. November 1949 morgens um drei Uhr. Schumacher wurde für 20 Sitzungstage von 
den Beratungen ausgeschlossen, aber sein Wort wirkte erhellend und nachhaltig gleichsam als 
sein Vermächtnis bis heute fort. ... 
Kurt Schumacher: "Ich erkläre: Die deutsche Sozialdemokratie hat 1945 als erster Faktor 
Deutschland und der Welt erklärt: Die Oder-Neiße-Linie ist unannehmbar als Grenze. Ich er-
kläre weiter: Keine deutsche Regierung und keine deutsche Partei kann bestehen, die die 
Oder-Neiße-Linie anerkennen will. Wir lehnen es ab, uns in die Politik des Nationalverrats 
und des Verrats an Menschheitsideen … verstricken zu lassen."<< 
Gehorsamer Erfüllungsgehilfe und williger Handlanger der Neuen Weltordnung: Willy 
Brandt 
Willy Brandt (1913-1992, eigentlicher Name: Herbert Ernst Karl Frahm, deutscher Journalist, 
emigrierte 1933 nach Dänemark und später nach Norwegen, 1957-1966 Regierender Bürger-
meister von Berlin, 1964-1987 SPD-Vorsitzender, 1966-1969 Vizekanzler und Außenmini-
ster, 1969-1974 Bundeskanzler, erhielt 1971 den Friedensnobelpreis, 1974 Rücktritt wegen 
einer Spionageaffäre, 1976-1992 Präsident der Sozialistischen Internationale).  
Am 22. Oktober 1969 bildete Bundeskanzler Willy Brandt eine Koalitionsregierung aus SPD 
und FDP. Im Rahmen seiner "neuen Ostpolitik" verzichtete Bundeskanzler Brandt auf den 
Bundesminister für deutsche Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte. Nach dem Mot-
to "mehr Demokratie wagen", führte Brandt einen innen- und außenpolitischen Politikwechsel 
durch. In der Ostpolitik verfolgte er den umstrittenen "Wandel durch Annäherung".  
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Abb. 84 (x101/81): Ein Bild, das um die Welt ging: Der Kniefall Bundeskanzler Brandts vor 
dem Mahnmal im Warschauer Getto am 7. Dezember 1970. 
Brandts Außenpolitik führte zur (wenn auch nicht völkerrechtlichen) Anerkennung der Oder-
Neiße-Linie. Bundeskanzler Brandt unterzeichnete am 7. Dezember 1970 den "Warschauer 
Vertrag". Brandts Kniefall vor dem Mahnmal im Warschauer Getto am 7. Dezember 1970 
"ging damals um die Welt". Die Verträge von Moskau und Warschau und leiteten schließlich 
langfristig die Osterweiterung der NATO und EU ein.  
Das US-Magazin "TIME" wählte Willy Brandt im Jahre 1970 zur "Person des Jahres". Brandt 
erhielt 1971 den Friedensnobelpreis und 1981 die Goldmedaille der jüdischen Freimaurerloge 
B'nai B'rith. 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete später (am 30. November 
2013) über Willy Brandt (x887/...): >>Nicht nur sein Kniefall polarisierte 
Kein Kanzler der Bundesrepublik Deutschland war zeitlebens umstrittener als Willy Brandt 
... Nach der Bundestagswahl 1969 entschied sich Brandt für eine Koalition mit der FDP. Meh-
rere bis heute wirkende Schlagworte und Zielsetzungen prägten Brandts Amtszeit in der sozi-
alliberalen Koalition: "Wir wollen mehr Demokratie wagen", "Neue Ostpolitik", "Wandel 
durch Annäherung".  
Willy Brandts Kniefall am Mahnmal des Ghetto-Aufstandes in Warschau setzte im Dezember 
1970 ein weltweit beachtetes Zeichen. Er war Ausdruck einer Politik gegenüber den Ost-
blockstaaten, die 1970 die Ostverträge mit der Sowjetunion und Polen zum ersten Ergebnis 
hatte. … 
Erst sehr viel später wurde bekannt, in welchem Maße die Stasi der DDR jenseits der Ver-
handlungstische mitmischte. Als der CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende Rainer Barzel 1972 ver-
suchte, Brandt über ein konstruktives Mißtrauensvotum zu stürzen, da scheiterte er an zwei 
fehlenden Stimmen aus dem eigenen Lager. Jeweils ein Abgeordneter der CDU und der CSU 
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waren von der Stasi gekauft worden. Der Verrat kostete pro Stimme 50.000 Mark.  
Die dem Mißtrauensvotum noch im selben Jahr folgende vorgezogene Bundestagswahl brach-
te beiden Regierungsparteien Stimmengewinne. Um so überraschender war für die Öffentlich-
keit das rasche Ende der Regierung Brandt. Über den Hang "Weinbrand-Willys" zum Alkohol 
und seine überdurchschnittliche Zuwendung zum weiblichen Geschlecht gab es massive Ge-
rüchte. 1974 kursierte ein Geheimdossier des Bundeskriminalamtes, das akribisch auflistete, 
welche erotischen "Zuführungen" wann und wo stattgefunden hatten. In dieser - etwas länge-
ren - Liste war nachzulesen, welche Damen dem Kanzler außerhalb des Ehebetts zu Diensten 
gewesen waren. Das Papier hatte Horst Herold, Präsident des Bundeskriminalamtes, veran-
laßt, es war also amtlich. Das war schon pikant genug. 
Sehr viel schlimmer aber war der Umstand, daß der Referent des Kanzlers, der die Damen 
seinem Herrn auf den letzten Metern "zuführte", der enttarnte DDR-Spion Günter Guillaume 
war. Schlimmer noch: Brandt hatte dessen spezielle Dienste noch lange weiter in Anspruch 
genommen, nachdem der Hauptmann der Nationalen Volksarmee bereits in Verdacht geraten 
war. Die Stasi hatte weiter ungestört mithorchen können. 
Am 6. Mai 1974 erklärte Bundeskanzler Willy Brandt seinen Rücktritt. Er blieb aber weiter 
politisch aktiv. So behielt er den 1964 von Erich Ollenhauer übernommenen Parteivorsitz bis 
1987. Ein halbes Jahrzehnt später, am 8. Oktober 1992, starb er an den Folgen einer Krebser-
krankung. Auf dem Waldfriedhof in Berlin wurde er beigesetzt.<<  
Die "Süddeutsche Zeitung" berichtete später (am 10.06.2016) über Willy Brandt: >>Willy 
Brandt und die geheimen Zahlungen der USA  
... Die US-Besatzungsmacht soll in den 50er Jahren den späteren SPD-Kanzler unterstützt 
haben - mit 200.000 Mark. Damit förderten sie die Westorientierung, berichtet der "Spiegel".  
Die USA sollen Willy Brandt in den Fünfzigerjahren mit geheimen Zahlungen unterstützt ha-
ben. Der spätere Kanzler und SPD-Vorsitzende wurde damit im innerparteilichen Macht-
kampf für die Westintegration unterstützt, berichtet das Nachrichtenmagazin Der "Spiegel". 
So sollen die Amerikaner Brandt, der damals Westberliner Bundestagsabgeordneter war, 
200.000 Mark zukommen haben lassen. Damals eine sehr hohe Summe, sie entsprach etwa 
einem Drittel der jährlichen SPD-Mitgliedsbeiträge in Berlin.  
Später sei noch mehr Geld geflossen, schreibt der "Spiegel". Schon in den 70er Jahren kursier-
ten Gerüchte um geheime Zahlungen der USA an Brandt - er wies dies als "lügenhafte Kam-
pagne" zurück. Nun sei laut dem Magazin belegt, daß tatsächlich Geld floß. Das gehe aus Ar-
chivunterlagen hervor. 
Die US-Besatzungsmacht förderte Brandt finanziell, weil er in der SPD die Westintegration 
und damit die Orientierung der jungen Bundesrepublik hin zur USA befürwortete. Er gehörte 
damit einer Gruppe Berliner Sozialdemokraten um den Bürgermeister Ernst Reuter an. Die 
Westintegration, also die politische und militärische Eingliederung Deutschlands in die Alli-
anz westeuropäischer Staaten mit den USA, wurde damals von CDU-Bundeskanzler Konrad 
Adenauer forciert. ...<< 
 


